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I 0047/2024 (VWD) 
Interpellation Fraktion SVP: Auswirkungen des «Common Understanding» (Gemein-

same Verständigung) zwischen der Europäischen Union (EU) und dem Bundesrat auf 

den Kanton Solothurn (27.03.2024)  

 
Gemäss Ziff. 17 des Vertragsentwurfes zum «Common Understanding» zwischen der EU und 
dem Bundesrat (Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten [EDA], 2023, 
S. 11) sind die Europäische Kommission und die Schweiz bestrebt, gleiche Wettbewerbsbedin-
gungen zwischen schweizerischen und EU-Unternehmen sicherzustellen. Staatliche Beihilfen 
sollen überprüft und eigene Überwachungsmassnahmen zur gerichtlichen Durchsetzung der 
gleichen Wettbewerbsbedingungen eingeführt werden. Gemäss Aussage des Bundes unter-
stützt die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) die entsprechenden Verhandlungen auch 
in jenem Punkt. In der Antwort der KdK wird folgendes festgehalten: «Zudem wird befürwor-
tet, dass die Überwachung der staatlichen Beihilferegeln sowie die Umsetzung und Ausle-
gung der Abkommen über ein Zwei-Pfeiler-Modell erfolgen sollen» (EDA, 2024, S. 8). In die-
sem Zusammenhang bittet die SVP des Kantons Solothurn den Regierungsrat um die Beant-
wortung der folgenden Fragen: 
 
1. Könnten Unterstützungen, wie sie beispielsweise in den Solothurner Tageszeitungen be-

schrieben (CH Media, 2024) und im März 2024 seitens Solothurner Vertreter und Vertrete-
rinnen in Bern gefordert wurden, überhaupt in Betracht gezogen werden, wenn das beab-
sichtigte «Common Understanding» berücksichtigt würde? 

2. Gemäss Ziff. 17 wird festgehalten: «The review of any State aid should, within the scope 
described above, be based on substantive and procedural rules equivalent to the ones ap-
plied within the EU» (EDA, 2023, S. 11). Bedeutet dies, dass keine kantonalen, autonomen 
Erwägungen zur Hilfe mehr in Betracht gezogen werden könnten? Wäre es daher zeitlich 
und vertragsrechtlich realistisch, dass wie unter Frage 1 beschriebene Hilfeleistungen für 
unsere Solothurner Wirtschaft möglich wären? 

3. Wie beurteilt der Regierungsrat die Auswirkung dieser Bestimmung beispielsweise auf die 
kantonale Wirtschaftsförderung? 

4. Wie beurteilt der Regierungsrat die Auswirkungen dieser Bestimmung auf die Solothurni-
sche Gebäudeversicherung? Und/oder die Solothurner Spitäler AG? 

5. Wie beurteilt der Regierungsrat die Auswirkungen dieser Bestimmung auf die kommuna-
len Energieversorger? 
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